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(Nr. 13050.) Geſetz über die Unterbringung von Leitern und Lehrern (Leiterinnen und Lehrerinnen) von 
ſtaatlichen Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanſtalten. Vom 30. Januar 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 1. 

Die ſtaatliche Schulaufſichtsbehörde iſt befugt, Leitern und Lehrern (Leiterinnen und Lehrerinnen) 
der bisherigen ſtaatlichen Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanſtalten, auch ſolchen, die infolge Auf⸗ 
löſung der Lehrerbildungsanſtalten auf Grund der Verordnung vom 26. Februar 1919 (Geſetz 
ſamml. S. 33) bereits in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt worden ſind, ihrer Vorbildung 
entſprechende freie Planſtellen an öffentlichen Volks-, öffentlichen mittleren Schulen und nichtſtaat⸗ 
lichen öffentlichen höheren Lehranſtalten — unter Gewährung der geſetzlichen Umzugskoſten und 
Wohnungsbeihilfen aus der Staatskaſſe — zu übertragen, ſoweit es ſich nicht um freie Stellen 
handelt, die der Schulunterhaltungsträger mit Lehrkräften beſetzt, welche zu ihm bereits in einem 
Anſtellungsverhältniſſe ſtehen, aber an ihrer bisherigen Stelle entbehrlich geworden ſind. Vor der 
Übertragung iſt dem Anterhaltsträger Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Zu dem Zwecke 


ſind ihm tunlichſt drei geeignete Bewerber unter Beifügung der erforderlichen Unterlagen zu benennen. 


Einem Wunſche auf Überweiſung eines beſtimmten Bewerbers iſt Rechnung zu tragen. 


9 2. 

(1) Bei einer Unterbringung nach § 1 bleibt den Leitern und Lehrern (Leiterinnen und 
Lehrerinnen) das Dienſteinkommen der bisherigen Stelle gewahrt. 

(2) Ein etwaiger Unterſchiedsbetrag, der ſich zwiſchen dem Dienſteinkommen der bisherigen 
Stelle und dem Dienſteinkommen der neuen Stelle — auch unter Berückſichtigung der Aufrückungs— 
möglichkeit — ergibt, iſt durch ruhegehaltsfähige Zulagen auszugleichen. Der freiwillig in ein Amt 
von geringerem Range und planmäßigem Dienſteinkommen übertretende Lehrerbildner behält aufer- 
dem auch ſeine bisherige Amtsbezeichnung. 

(3) Die früheren Lehrerbildner (Lehrerbildnerinnen) erhalten nach ſpäteſtens 18 Dienſtjahren, 
von dem Beginne des Beſoldungsdienſtalters in. ihrer letzten Stellung im Lehrerbildungsdienſt ab 
gerechnet, erhöhte ruhegehaltsfähige Ausgleichszulagen, die ſo zu bemeſſen ſind, als ſei ihnen eine 
Aufrückungsſtelle verliehen. 8 3 


50 Die nach $ 2 Abſ. 2 und 3 zu zahlenden ruhegehaltsfähigen Zulagen und die entſprechenden 
Teile der Verſorgungsbezüge werden aus der Staatskaſſe gezahlt. 


§ 4. 
Hat ein gemäß § 1 übernommener Leiter oder Lehrer (Leiterin oder Lehrerin) zur Zeit feiner 
(ihrer) Übernahme das 40. Lebensjahr bereits vollendet und wird er (fie) ſpäter mit dem geſetz⸗ 
lichen Ruhegehalt in den Ruheſtand verſetzt, ſo übernimmt der Staat für die bis zur Einſtellung 
in den Dienſt des übernehmenden Unterhaltsträgers zurückgelegte Dienſtzeit die Zahlung des Ruhe— 
gehalts nach dem vor der Einſtellung zuletzt bezogenen Gehalt und nach der bis dahin zurückgelegten 
ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit. In dem gleichen Umfange hat der Staat bei dieſen Lehrkräften 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 17, Jobruar 1926.) 
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auch für die Hinterbliebenenbezüge einzutreten. Das Ruhegehalt ift fo zu berechnen, als wenn der 
Leiter oder Lehrer (Leiterin oder Lehrerin) die ganze ruhegehaltsfähige Dienſtzeit im Dienſte des 
übernehmenden Unterhaltsträgers zurückgelegt hätte. 


() Die Beſtimmungen der §§ 2, 3 und 4 finden auch Anwendung: : 
a) auf die Leiter und Lehrer (Lehrerinnen) der bisherigen ſtaatlichen Lehrer- und Lehrerinnen 
bildungsanſtalten, die infolge Auflöſung dieſer Anſtalten ſchon vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes an öffentliche Volks-, öffentliche mittlere Schulen und nichtftaatliche öffentliche 
höhere Lehranſtalten übernommen worden ſind; 
p) auf die Leiter und Lehrer der bisherigen ſtaatlichen Lehrer- und Lehrerinnenbildungs— 
anſtalten, die in den Kirchendienſt übertreten oder infolge Auflöſung der ſtaatlichen 
Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanſtalten bereits übergetreten find, 
(2) Auch den im Abſ. 1 unter a und b bezeichneten Leitern und Lehrern (Lehrerinnen) werden: 
die geſetzlichen Umzugskoſten und Wohnungsbeihilfen aus der Staatskaſſe gewährt. 
8 6. 
Die Beſtimmungen der §§ 6 und 7 der Verordnung vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. 
S. 33) finden auch bei Übertragung eines Amtes an den im § 1 bezeichneten Schulen Anwendung. 


§ 7. 


Die Beſtimmungen des Anterbringungsgeſetzes vom 30. März 1920 Geſetzſamml. S. 63) 
werden durch dieſe Regelung nicht berührt. 


8 . 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. Der § 1 tritt mit dem 31. März 1930 
außer Kraft. 9 9 ö 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung beauftragt. 8 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. i 


Berlin, den 30. Januar 1926. 
0 > 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
f Braun. Becker. 
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(Nr. 13051.) Zweite Verordnung zur Anderung der Verordnung über die Verzinſung geſtundeter Abgaben. 
Vom 27. Januar 1926. 


Auf Grund des § 2 Satz 1 der Goldabgabenverordnung vom 18. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 40) in der 
Faſſung der Verordnung vom 28. Auguſt 1924 (Geſetzſamml. S. 601) wird folgendes beſtimmt: 


Artikel J. 


In 8 1 Abſ. 2 und 3 der Verordnung über die Verzinſung geſtundeter Abgaben vom 
(Geſetzſamml. S. 602) 


(Geſetzſamml. S. 12) 


29. Auguſt 1924 
2 A} 16. Februar 1925 
werden die Worte „neun vom Hundert“ erſetzt durch die Worte „acht vom Hundert“, 
Artikel II. 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1926 in Kraft. 

Iſt bei der Stundung einer öffentlichen Abgabe ein höherer Zinsfuß als acht vom Hundert feſtgeſetzt 
worden, ſo beträgt für die Zeit vom 1. Januar 1926 ab der Zinsfuß acht vom Hundert jährlich. 

Berlin, den 27. Januar 1926. . 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Severing. Höpker Aſchoff. 
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